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Auftrag Kappeler 

 

betreffend Förderung der Anbieter von Unternehmens-Dienstleistungen 

 in Graubünden 

 

Antwort der Regierung 

 

Die stärkere Berücksichtigung bündnerischer Unternehmungen bei Beschaffungen 

der öffentlichen Hand wurde jüngst vom Grossen Rat im Rahmen von zwei  parla-

mentarischen Vorstössen behandelt. Dabei wurde die Regierung mit deren Umset-

zung beauftragt. Gemäss dem Auftrag Felix betreffend volkswirtschaftliche Bedeu-

tung des öffentlichen Beschaffungswesens vom 17. April 2012 sowie dem Auftrag 

Kappeler betreffend Erhöhung der kantonalen Submissionsschwellenwerte vom 31. 

August 2012 soll die kantonale Vergabepraxis unter Beachtung des übergeordneten 

Rechts im Wesentlichen dergestalt angepasst werden, dass den Interessen der ein-

heimischen Gewerbetreibenden am Erhalt öffentlicher Aufträge noch besser Rech-

nung getragen wird. Der vorliegende Auftrag zielt in die gleiche Richtung, beschränkt 

sich indessen auf die Anbieter sogenannter Unternehmens-Dienstleistungen als 

Subbranche des Dienstleistungssektors. 

 

Die Regierung prüft derzeit aufgrund der erwähnten Vorstösse für sämtliche Auf-

tragsarten, namentlich Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge, mögliche Mass-

nahmen zur weiteren Situationsverbesserung der innerkantonalen Anbieter bei öf-

fentlichen Beschaffungen. Eine spezielle Behandlung einer Teilbranche im Sektor 

der Dienstleistungsaufträge, die innerhalb des Dienstleistungsektors rund sechs Pro-

zent aller Dienstleistungsbeschäftigten betrifft, drängt sich deshalb nicht auf. Die Re-

gierung empfiehlt daher, den Auftrag abzulehnen.  

Im Übrigen pflichtet die Regierung aber den Unterzeichnern bei, dass sich der ge-

samte Dienstleistungssektor in Graubünden im Vergleich zum schweizerischen Mittel 

in den vergangenen Jahren unterdurchschnittlich entwickelt hat. Hauptgründe für das 
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schwache Wachstum sind laut einer aktuellen Analyse des Wirtschaftsforums Grau-

bünden die seit rund zwei Jahrzehnten anhaltende Stagnation der einheimischen 

Tourismuswirtschaft und das Fehlen alternativer Wirtschaftszweige.  

 

Im Rahmen dieser Studie wurde im Weiteren das Potenzial einer intensivierten Ent-

wicklung und Ansiedlung von exportorientierten Dienstleistungsunternehmen näher 

untersucht. Auch bei optimistischen Annahmen lassen sich gemäss den Studiener-

gebnissen auf absehbare Zeit maximal 2'000 Arbeitsplätze schaffen, was in etwa den 

konjunkturellen Arbeitsplatzschwankungen Graubündens entspricht. Gezielte staatli-

che Massnahmen zur nachhaltigen Förderung der exportorientierten Dienstleis-

tungsbetriebe sind gemäss den Expertenmeinungen sehr schwierig anwendbar. Ent-

scheidender für die Ausschöpfung der vorhandenen Entwicklungspotentiale sei eine 

generelle Verbesserung der unternehmerischen Rahmenbedingungen. Dazu gehör-

ten im Wesentlichen ein wettbewerbsfähiges Steuerumfeld, attraktive Wohnstandor-

te, eine gute Verkehrsanbindung, eine hohe Verfügbarkeit von Wirtschaftsflächen 

sowie ein ausreichendes Angebot an qualifizierten Fachkräften. Diese Themen-

schwerpunkte werden auch im aktuellen Regierungsprogramm 2013-2016 berück-

sichtigt (ES 24: Steuerpolitik; ES 14: Raum- und Siedlungsentwicklung; ES 10/11: 

Öffentlicher Verkehr / Strassenunterhalt und Transitverkehr; ES 18: Wirtschaftsent-

wicklung; ES 5: Bildung in Wirtschaft und Gesellschaft). 

 

Die Regierung teilt schliesslich die Auffassung, dass die Existenz einer Hochschule 

in der Region insbesondere für die Rekrutierung von qualifizierten Arbeitskräften von 

hoher Bedeutung für die Entwicklung und Stärkung der exportorientierten Dienstleis-

tungsunternehmen ist. Um den Hochschulstandort und die Forschungsinstitutionen 

weiter zu stärken sowie den Wissens- und Technologietransfer zwischen Wirtschaft 

und Forschung voranzutreiben, setzen das sich in Revision befindende Gesetz über 

die wirtschaftliche Entwicklung sowie das neue Gesetz über Hochschulen und For-

schung bewusst Schwerpunkte in der Innovationsförderung. 

 

  

 Namens der Regierung 
 Der Präsident:  Der Kanzleidirektor: 

  

 H. Trachsel  Dr. C. Riesen 

 
 


